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Abstract 

During the development of transport, all transport modes became more or less interna­
tional (water, air, rai!' road) but the borders and the different customs and traffic regu­
lations caused difficulties. The globa.lization of production. the world economic resource 
management need more cooperatio!1 in transpor: with logistics concept. In Europe more 
countries will join the Er. The precondition of entry is the common regulation beside lib­
eralization and deregulation as basic concept. In transport customs, currency, manpower, 
tax, technical parameters, traffie and environmental protection are the most important 
fields of harmonization. The transport modes wil! haw different importance in the future 
because of efficiency. 
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1. Allgemeine Tendenzen in Europa 

Mit dem Aufbau der europäischen Industriewirtschaft nach 1950 trat die 
weltwirtschaftliche Entwicklung in eine neue Phase ein. Es begann eme 
Periode der beispiellosen Expansion von Produktion und Handel. 

Es gibt zwei Trends in Europa: 
von westlicher Seite ein Innovationsdruck, d.h. die Konkurrenz durch 
zusätzliche Anbieter von Leistungen, die ihre Produktionsmittel in 
kurzen Int.ervallen umfassend erneuern müssen und daher dem letzten 
Stand der Technik entsprechen 
von östlicher Seite der Preisdruck, d.h. die Konkurrenz durch An­
bieter. die sich aufgrulld des staatlichen Schutzes bei der Kalkulation 
ihrer Leistungsangebote relativ leicht tun [1]. 
Durch die Vollendung der Entstehung des Binnenmarktes innerhalb 

der EG (seit Juli 1993 EU) sind positive '\Vachstumseffekte zu envarten. 
'\Vachstumkräfte sind 
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- steigende Skalenerträge in Produktion und NIarketing. Die Konzen­
trationsprozesse werden sich fortsetzen. Den wachsenden l" nterneh­
mensgrößen bietet der größere :'vIarkt neue Absatzchancen. 
verstärkte Ausnutzung von Spezialisierungsvorteilen. Der größere 
Markt erhöht die :VIöglichkeiten der Arbeitsteilung innerhalb der El". 
Voraussetzung dafür ist eine effektive :'vlobilität von örtlich nicht ge­
bundenen Produktionsfaktoren, Gütern und Dienstleistungen. 

- steigende Realeinkommen. Die durch Produktivitätsverbesserungen 
mögliche Erhebung der Realeinkommen erlaubt eine Vergrößerung der 
angebotenen und nachgefragten Produkt- und Dienstleistungsvielfalt. 
Das bedeutet letztlich eine Erhöhung des Lebensstandards in einem 
\Virtschaftsraum mit 320 :\Iio :'vlenschen. Voraussetzung dafür ist 
eine angemessene Lohllpolitik und eine erfolgreiche Bekämpfung der 
Ar bei tslosigkei t. 

- zunehmende Innovationsaktivitäten. Der intensive \Vettbewerh 
zwingt die l"nternehmen verstärkte Anstrengungen, Produkt- und 
Prozeßinnovationen zu realisieren. 

- die schwächeren :Vfitgliedsländer und Regionen der Et' werden künftig 
durch koordinierte Maßnahmen, Entwicklungspolitik mit Hilfe des 
Strukturfonds und neuer Finanzierungsintrumente der Europäischen 
Investitionsbank planmäßig gefördert [3], [15], [17). 

2. Wirkung des vergrößerten und vereinheitlichten 
Marktes 

- Verschärfung der Konkurrenzsituation durch Erhöhung der Anzahl 
der Anbieter und durch die Bewegungsfreiheit 
\Vegfall nationaler Zölle oder Importbeschränkungen. 

Ursachen dieses Strukturwandels sind: 
- die Rationalisierung der Industrieproduktion 
- Globalisierung der Beschaffung und Produktion und welt\veite Quel-

lenwirtschaft 
zunehmendes Rohstoffrecycling 

- Substitution traditioneller Güter 
geringerer Energie-, insbesondere Ölverbrauch. 
Die strukturellen \' achfrageveränderungen beruhen auf der Aus\\'ahl 

neuer Aktionsparameter in der Produktion und der Verteilung \'on Gütern 
(die Logistik hat eine Rückwirkung auf die Produktion). 

Alles ist vom :\Iarketing gesteuert. 
Liberalisierung und Harmonisierung in der Unternehmenspolitik be­

deutend die Xotwendigkeit: 
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der Anpassung des qualitativen Nachfrage- und Angebotspotentials 
und des qualitativen Organisationspotentials 
des vermehrten Einsatzes des Geisteskapitals 
der quantitativen und qualitativen Anpassung der Kapazität den Be­
d ürfnissen 
der innovativen, kreati"ven, flexiblen Steuerung. 
Liberalisierung der Marktordnung: Die angestrebte Liberalisierung 

des Binnenmarktes bedeutet die Freiheit des \Varen-, Dienstleistungs-, Per­
sonen- und Kapitalverkehrs zwischen allen :\Iitgliedsländern (Entfall von 
mengenmäßigen Marktzugangsbeschränkungen, z.B. von Bedarfsprüfungen 
und Transportkontingenten ). 

Harmonisierung der \Vettbe\"'erbsbedingungen: Ein fair und korrekt 
organisierter und funktionsfähiger :vIarkt basiert 'Ivesentlich darauf, daß alle 
Anbieter der gleichen Startchancen in Form einheitlicher finanzwirtschaft­
licher und ordnungspolitischer Rahmenbedingungen zur Erbringung ihrer 
Leistung vorfinden (u.a. Angleichung von technischen :.\ ormen. Besteue­
rung, Sozial vorschriften ) [9]. 

3. Veränderte Anforderungen an den Verkehrssektor 

Die Entwicklung der Produktionsstruktur, die fortschreitende Diversifika­
tion der Produkte und der intensivierte \Vettbe\verb auf den Gütermärk­
ten lassen die Preiskomponente gegenüber dem Verkehr in den \Vachstums­
bereichen der \Virtschaft in den Hintergrund treten. Demgegenüber spie­
len Qualitätsfaktoren wie Schnelligkeit. Zuverlässigkeit und Anspassungs­
fähigkeit für die "Wahl des Vehrkersmittels eine steigende Rolle. Die Dezen­
tralisierung der Produktionsstätten ist eine weitere Folge der intensivierten 
Arbeitsteilung, die neue logistische Ansprüche entstehen läßt. 

Das Volumen der zu transportierenden Massengüter nimmt relativ, 
in einzeilnen Bereichen auch absolut gesehen, ab. 

Der Lkw-Verkehr in der EU konnte auch den Trend zur stadtentwick­
lungspolitisch bedenklichen Absiedlung von umweltverträglichen Betrieben 
an die Peripherie verstärken. 

Die Transportweiten werden länger und der Anteil des internationalen 
Verkehrs nimmt zu. 

Die Produzenten und Händler sehen sich einer veränderten Markt­
situation gegenüber. Viele Verkäufermärkte sind zu Käufermärkten ge­
"worden. Die verschärfte Konkurrenz veranlaßt sie, die Strategie der Pro­
duktdifferenzierung einzusetzen, um sich Vorteile vor ihren Konkurrenten 
zu verschaffen. Der Lebenszyklus der Produkte verkürzt sich, das Risiko 
der Produktion für den anonymen :\:Iarkt steigt. 
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Der 'Wettbewerb auf den Käufermärkten läßt nach ::VIöglichkeiten für 
Kostensenkungen suchen. Dies erklärt das Bestreben, Kapitalbindung und 
Zinsbelastung durch den Abbau von Lagerbeständen auf der Bezugsseite 
wie auf der Absatzseite der unternehmen zu senken. Produktivitätssteige­
rungen im Bereich von Aktivitäten außerhalb der Produktion sind das Ziel. 

Für die Unternehmen wird neben der Produktqualität der Lieferser-
vice zu einem entscheidenden Absatzfaktor. Lieferservice bedeutet 

- ständige Lieferbereitschaft 

- kurze Lieferzeit 

- größte Lieferzuverlässigkeit 

geringe Schadensanfälligkeit 

effizienter Informationsfluß. 

Die Verbesserung des Lieferservice läßt zunächst die Kosten stark 
ansteigen. In den Zentral-, Zwischen-, und Außenlagern sammelten sich 
immer mehr Produkte an, die wegen der erhöhten Qualitätsanforderungen 
höhere \Verte repräsentieren und daher zu einern Anwachsen der Kapital­
bindungskosten führten. Auch der distributiye Organisationsaufwand war 
durch die höheren Anteile kleiner (:\Iiniaturisierung), eilbedürftiger und 
termingebundener. 

Die Industrie hat auf diese Entwicklung in zi'ieifacher \Veise reagiert: 

Just in Time-Anlieferung und Just in Time-Produktion \yerden im 
Zusammenhang mit verringerter Fertigungstiefe angestrebt. Die Au­
tomobilindustrie und elektrotechnische Industrie liefern hierfür Bei­
spiele. 

Zahl und Dichte der Auslieferungsläger werden reduziert. 

Die \Virkungen logistischer Systeme bestehen 

in einer Verringerung der Kapitalbindung. Häufigere, kleinere, 
aber termingenaue Anlieferungen senken den Lagerbedarf. um den­
noch zu effizienten Sendungseinheiten zu gelangen, ist eine system­
atische Bündelung der ein- u!ld ausgehenden \Varenströme erforder­
lich. Eine Integration der Sendungen yerschiedener Verlader ist dabei 
von Vorteil [1). 
Die Spediteure werden immer mehr Transportvermittler, ihre Rolle 

als Transportyerpächter sinkt ab [2). 
Die Anteile der verschiedenen Transportzweige in Eu-Ländern sind 

wie folgt: Straße 50-85%, Eisenbahn 12-38%, Binnenschiffahrt 0-24Yc.. 

Durch die Überlagerung yon Integrations- und Deregulierungseffek­
ten werden generell \Vachstumsimpulse, IntensiYierung des multilateralen 
Warenaustausches sowie Zunahme des Verkehrs und Verstärkung der Ver­
kehrsströme erwartet [7). 
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Die Beratergruppe Verkehr und Dmv,'elt (BVD)jFreiburg prognosti­
ziert in ihrem Bericht ein durchschnittliches \Vachstum des Güterverkehrs­
aufkommens von 1.7% bis zum Jahre 2010 (bis 2000 möglich 2.1-2.3%) [9]. 

4, Die Aufgabe des Verkehrs 

Es gibt eine Doppelaufgabe: 
einerseits für ein funktionsfähiges Verkehrssystem sorgen und die not­
"wendigen infrastrukturellen, administrativen bzw. organisatorischen 
Voraussetzungen zur Bev,ältigungen der internationalen Güterströme 
schaffen: 
anderseits die Verkehrprozesse so gestalten. daß die l'mweltbelastun­
gen möglichst gering gehalten iverden und keine ivirtschafts-, gesell­
schafts- und regionalpolitisch unerwünschten Entv;icklungen auftre­
ten [7]. 

Die unbeschränkte freie \Vahl des Vehrkehrsmittels und der nachfrageorien­
tierte Aufbau der Infrastrukturen haben dazu geführt, daß Verkehrspolitik 
vor allem das reagierende staatliche Handeln auf :;-';achfrageentv .. icklungen 
oder Überlastungserscheinungen " .. ar. Die ::\Iöglichkeiten der Verkehrspo­
litik bleiben nicht nur für den Verkehrssektor selbst. sondern auch für das 
gesamte \Virtschafts- und Geseilschaftssystem weitgehend ungenutzt. Auch 
den \Vechselwirkungen zwischen dem Verkehr und den übrigen \Virtschafts­
und Gesellschaftsbereichen wurde relati"v wenig Beachtung geschenkt. 

Verkehrspolitik muß sich nach neuen Kriterien orientieren: 
Der NIensch und seine Bed ürfnisse nach Lebensqualität, intakter D m­
welt, "Wohlstand und Nlobilität stehen im :\Iittelpunkt der Verkehrspo­
litik. 
Das Verkehrssystem darf nicht allein eine Antwort auf:'; achfrage­
entwicklungen sein. Eine aktive Verkehrspolitik muß schöpferisch in 
die Entwicklung des Verkehrssystems eingreifen und nicht erst auf 
bereits eingetretene Entwicklungen reagieren. 
Die Verkehrspolitik muß dort lenkend wirken, wo ivirtschaftliche Ein­
zelinteresse volkswirtschaftlichen Zielen entgegenlaufen. 
Die Verkehrspolitik muß auch dort aktiv "werden, wo schutzwürdige 
\Verte "wie z.B. die Gesundheit der Bevölkerung, die Lebensqualität 
oder die Umwelt durch die ungesteuerte \Veiterentwicklung des Ver­
kehrssystems beeinträchtigt werden. 
Verkehrspolitisches Handeln bedeutet daher auch, einen Ausgleich 
zwischen divergierenden Interessen zu suchen und zu ermöglichen. 
Neue Richtlinien in der Verkehrspolitik: 

- Vermeidung von unnötigem Verkehr 
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- Förderung des umweltfreundlichen Schienenverkehrs und der Schiff­
fahrt 
Frühestmögliche Nutzung des jeweiligen Standes der Technik zur Ver­
ringerung der Negativwirkungen des Verkehrs 

- Mitwirkung der Betroffenen und Bevölkerungsakzeptanz in der Ver­
kehrspolitik 
Kostenwahrheit im Verkehr: Internalisierung externer volkswirtschaft­
licher Kosten und Anwendung des Verursacherprinzips CWegekosten­
rechnung in allen Verkehrsträgern) 
Kooperation der Verkehrsträger Bildung von Transportketten 

- Schaffung eines neuen, adressatenorientierten Verkehrsrechts 
- Verringerung der Belastungen aus dem Transitverkehr (Das U nfall-

risiko im Transitverkehr ist höher als im normalen Verkehr) 
- Neue Verkehrsorganisation in den Ballungsräumen (Logistik, Just in 

Time) 
- Ausrichtung der Verkehrsinfrastruktur auf die offenen Grenzen zu den 

ös tlichen Nachbarländern. 

Verkehrspolitische Entscheidungen sind nur auf gesicherter Daten­
basis optimal zu treffen. Nur ein einheitliches, vergleich bares und allgemein 
verfüg-bares Datengeriist kann diese Aufgabe erfüllen [18]. Das System 
EUROSTAT ist im Aufbau. 

5. Liberalisierung und Deregulierung 

Liberalisierung (Deregulierung): Der Abbau von Hindernissen der ökono­
mischen Grundfreiheit und eine funktionale Integration. Es wurde gefor­
dert: 

- Gleichbehandlung der Verkehrsträger und Verkehrsunternehmer, 
finanzielle Unabhängigkeit der Verkehsunternehmer, 
Handlungsfreiheit der Verkehrsunternehmer, 
freie ·Wahl durch Verkehrsbenutzer, 

- Koordinierung der Investitionen vor allem in die Verkehrsinfrastruktur 
- die Entwicklung eines freien gemeinsamen Verkehrsmarktes auf der 

Grundlage der freien Herstellung der Transportleistungen und des 
grundsätzlichen freien Spiels der Kräfte 

- die Festlegung der Bedingungen für die Zulassung zur Kabotage 
- graduelle nichtdiskriminierte Anpassung der bilateralen Kontingen-

te \vährend der Übergangszeit und gleichzeitige Entwicklung der Ge­
meinschaftskontingente [ll] 
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die Harmonisierung der \Vettbewerbsbedingungen innerhalb und zwi­
schen den Verkehrsträgern 

Die Liberalisierung der Verkehrsmärkte ist beschlossen, zumindest für den 
grenzüberschreitenden Verkeh: noch offen sind die Fragen der Anschluß­
oder Regelkabotage. der nationalen Verkehrsmarktordnungen, des Aus­
masses der Harmonisierung der \Vettbewerbsbedingungen, "des Ylarkt­
beobachtungs- und Steuerungsystems" für gravierende Ylarktstörungen. 
Die Harmonisierungsmaßnahmen habeb die folgenden Gebiete betroffen: 

die Vereinheitlichung technischer :\ ormen der Transportmittel und 
deren Kontrolle, 
die Angleichung verkehrsspecifischer Steuern, Abgaben und Gebü­
hren. 
die Kontroll- und Abndungspraktiken der sozial- und arbeitsrecht­
lichen Vorschriften (Lenk- und Ruhezeiten) 

Umweltschutz 
- Genehmigungen und Ausbildungsfragen 

Realisierung der transport beschränkenden :\Iaßnahmen 
die Subventionen und Investitionshilfen 
die Vereinheitlichung der Information und Consulting-Systeme 
(Transport märkte, Konkurrenzverhältnisse, Ko operationsmöglichkei­
ten, wachsende Konzentrationsmöglichkeiten usw.) 
Transportsrecht (Vereinheitlichung) 

6. Maßnahmen zur Lösung der Verkehrsprobleme 

Rascher Ausbau der Schieneninfrastrukturen in Übereinstimmung mit den 
Ausbauplänen der angrenzenden Staate: 

- Umfassende administrative und organisatorische Attraktivierung des 
Schienenverkehrs 

Verkürzung und Garantierung der Transportzeiten 
Minimierung der Grenzformalitäten 
Intensivierung der Zusammenarbeit der europäischen Eisen­
bahnverwaltungen (gemeinsames ?vIarketing, Vereinheitlichung 
der Betriebsabläufe in den Grenzbahnhöfen, Angleichung der 
Datenverarbeitungssysteme, Datenverbund, Aufbau eines 
gemeinsamen Informations- und Servicesystems für die Benutzer) 

Speziell zur Attraktivierung des kombinierten Verkehrs soll ein För­
derungsprogramm realisiert werden, das die Einzelmaßnahmen Nutz­
lastausgleich, Fahrzeitverkürzung, Beschleunigung der organisatori­
schen Betriebsabläufe in den Terminals, einheitliche technische Nor-
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men, Sonderkontingente sowie Kabotagefreiheit im Vor- und N"ach­
lauf zum kombinierten Verkehr sowie die Beschaffung des notwendigen 
rollenden lvIaterials vorsieht. 

Verlagerung von Gefahrgüter und Ylassengüter, die nicht transport­
zeitsensibel sind, von der Straße auf die Schiene. 

Einführung um\veltfreundlicher Fahrzeuge. Dies bedeutet für die 
Lkws die ::\ormierung Schadstoff- und Lärmwerte gegenüber dem 
Status-Quo: die Kriterien für solche Fahrzeuge sind derzeit 
begutachtet. 

- :\laximierung des Straßengütertransits durch Festlegung einer glob­
alen routenspezifischen 'EU -Transitquote' , die folgende Bedingungen 
erfüllt: 

Rückverlagerung des Umwegtransits 

- permanente Auslastung unausgenutzter Kapazitäten des Ver­
kehrsträgers Schiene und Reduzierung der Leerfahrt im Straßen­
güten'erkehr 

graduelle Bindung der 'EG-Transitquote' an schadstoff- und 
lärmarme Lkws. [4] 

- Lokale Verkehrsbeschränkungen bzw, Fahrtverbot. 

Die Garantie der Transitfunktion bezieht sich jedoch nur auf jene Ver­
kehrsmitteL die ihre Verkehrsleistung ohne Belastungen der l'mwelt 
erbringen können. 

Die bestehenden l'm\veltbelastungen durch den Bau und Betrieb der 
Infrastruktur müssen abgebaut \"erden, die Sicherheit der Verkehrsbe­
dienung ist zu erhöhen. 

Der sogenannte letzte Stand der Technik ist zu nutzen, \yenn die neuen 
Entwicklungen die Serienreife erreicht haben und verkehrsbedingte 
Umweltbelastungen vermieden werden können [7]. 

Aufhebung des Tarifzwangs (die Entgelte für Beförderungen werden 
in freier Preisbildung zwischen den Vertragspartnern vereinbart). 

Im EG-Luftverkehr ist schrittweise mit steigenden Kapazitäten und 
relati\' sinkenden Preisen zu rechnen [10]. 

- durch Verlagerung von Verkehrsleistungen auf emissionsärmere Ver-
kehrsträger, 

- durch Verminderung der Emissionen 'an der Quelle' 

- die Senkung des Transitverkehrs (Rationalisierung) 

- Das Volumen sog. 'intelligenter' Güter nimmt im v;eltweiten Aus-
tausch laufend zu [19]. 

Die Ziele sind: 

die Organisation der für die Gemeinschaft wichtigen Verkehrsfragen. 
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der Grenzübertritt und Transitverkehr im Hinblick auf die Verein­
fachung und graduelle Beseitigung der Grenzkontrollen und Grenz­
förmlichkeiten, 

- die Organisation des Verkehrsmarktes für den Binnenverkehr, die 
Eisenbahn, der Luft, und Seeverkehr. 
die Sicherheit im Verkehr 

- die :VIonetarisierung von Cm\veltschäden [11] 
Bewältigung des Quantensprunges der Informations- und Kommu­
nikationstechniken [4], Telematik, EDI 
\"utzung der modernen Kostenrechnungsverfahren (Fahrzeugauslas­
tung, Tourenplanung, Instandhaltung, Datenverarbeitung, Control­
ling, Kostenbewußtsein, Erkennung und Beseitigung der Schwachstel­
len, die Kosten pro Fahrzeug, pro Tour, pro Kunde, pro Transportein­
heit je Palette, die Standzeiten der einzelnen Touren und die Auslas­
tung der Farhzeuge, Lohnverrechnung, Finanzbuchhaltung, Kosten­
stellenrechnung, Auftragsbearbeitung, Reparatur-, und Treibstoffda­
tenerfassung, Tachographenscheibenauswertung, Zeitverrechnung) [13], 
Verwirklichung unter anderem des Transportinformationsystems 
(TIS) ist ein fiächendeckenes System für die Planung, Disposition 
und Ab\vicklung des Güterverkehrs (TIS-G) und des Personenverkehrs 
(TIS-P). 
Für ein Transportunternehmen gibt es praktisch zwei Alternativen: 
es betritt allein den europäischen Verkehrsmarkt und sucht sich durch 
Spezialisierung ?vIarktnischen: 
es wird von einem Großunternehmen übernommen ganz oder teil­
\'leise -, behält bei der Eingliederung seinen Firmennzmen, aber mit 
der Gefahr des Verlustes der Selbständigkeit [4]. 

7. Verkehrszweige 

Straßenverkehr 

Grundprinzipien: 
umweltgerechter Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, 
Abrechnung der vollen vVegekosten und der sozialen Kosten dem Ver­
ursacher, 
Einsatz moderner Technik bei den Fahrzeugen und bei der Steuerung 
der Verkehrsfiüsse. 
Förderung der Alternativen zum konventionellen Straßenverkehr, ins­
besondere des kombinierten Verkehrs, 
und die Verbesserung der Zusammenarbeit der Verkehrsträger mit 
dem Ziel, Trasportketten zu bilden. 
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Ein Verkehrsunternehmer muß bei Aufnahme seiner Geschäftstätig­
keit über einen Eigenkapital und Reseryen (z.B. in Deutschland 6.000 D~1) 
je Fahrzeug neben den fachlichen und moralischen Voraussetzungen ver­
fügen [13]. 

Eisenbahn 

Die Entwicklung der Eisenbahn ist in den EU-Staaten nicht gleich. 

Die Zusammenarbeit \vird durch Eisenbahn-Inkohärenzen \vie Licht­
raumprofile, Achsenlasten. Spurweiten, Stromsysteme ersch\yert. 

Die Sanierungyorschläge der EG-Kommission für die Eisenbahnen 
vom 09.01.1984 regeln das Verhältnis z\\"ischen Eisenbahn und Staat. Die 
Vorschläge zur Übernahme der Infrastruktur durch die Staaten. Zahlung 
einer \Vegeabgabe durch die Bahnen. Herbeiführung einer wirksamen Ent­
schuldung und verträgliche Regelungen für gemeimvirtschaftliche Aufgaben 
(100st-ige Bezahlung) führen zu einer Chancengleichheit der Bahnen mit 
den \Vettbewerbern. 

Das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz entwickelt sich in 3 Stufen: 

::\etz 1 (1995) 12 000 km 

:\i etz 2 (2005) - 15 000 km 

::\etz 3 (2015) - 30 000 km. 

Daneben werden Hochgeschwindigkeitszüge konzipiert. die bequem 
und schnell (bis 300 km/h) sind und höchsten Komfort biete!1. 

\Venn die Bahnen ~Iarktanteile zurückgewinnen \vollen, müssen sie 
eine gemeinsame ~larketing- und Verkehrsstrategie entwickeln. Die Kon­
zentration auf die Systemstärken der Bahn. die systemtechnische und unter­
nehmerische Kooperation und die ProduktiYitäts,"erbesserungen müssen 
dabei Leit bilder sein [5] [10]. 

Schiffahri 

Die Hochseehäfen bleiben die wichtigsten kontinentalen Verkehrsimpulse 
(Start- und Endpunkte des europäischen Verkehrs). 

Die Binnenschiffahrt bleibt jedoch bescheiden im Rahmen der Güter­
verkehrsaufteilung. Der Anteil der Schwergüter. welche die Binnenschif­
fahrt getragen habel1. ist stark gesunken. Viele Schiffe entsprechen den 
derzeitigen technischen Forderungen nicht mehr. Di Binnenschiffahrt kann 
zur Entwicklung des Fremdenyerkehrs beitragen [2] [14]. 
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Flugverkehr 

Der Flugverkehr hat eine entscheidende und sehr rasche Enhvicklung für 
die Personenmobilität vollzogen. Das Flugnetz hat eine sogar schon über­
mäßige Rolle erworben. ?vIan braucht minimal 60 000 Passagiere/Fluglinie 
für ehva 1800 bis 2000 Flugstunden, um 65% Belegung zu erreichen. In­
terstaaliche Flüge müssen z.B. eine ?vIindestentfernung yon 700 km haben, 
um die Rentabilität zu gewährleisten (nach Alpen-Adria ·Vereinigung). 

8. Der rechtliche Rahmen des Kraftverkehrs 

- Kraftfahrtrechtliche Vorschriften 
Straßenver kehrsrechtliche Vorschriften 
Berufszugangs bestimmungen 
:vI ar ktzugangs bestimmungen 
arbeits- und sozialrechtiche Vorschriften 
die Harmonisierung fiskalischer Belastungen CWegekostenfrage) 
Deregulierung, 
Deckung yon Betriebskosten, 
kombinierter Verkehr. 
Um\veltschutz, 
Kontingentpolitik (ökologische Kontingente), 
verkehrspolitisches Denken, 
Anforderungen an eine zukunftsorientierte Verkehrspolitik aus recht­
licher Sicht 

Deregulierung und Kosteninternalisierung 
Verkehrspolitik und Umwdtpolitik 
Strategien der Verkehrsvermeidung auch für den privaten Pkw­
Verkehr da Umweltbelastungen nicht grenzenlos technisch 
kompensierbar sind 

- Deregulierung und eine umweltfreundliche Ausgestaltung des 
Verkehrs sind nicht schlechthin unvereinbar. Etwa läßt sich 
der Leerfahrtenanteil durch eine Deregulierung beträchtlich ver­
ringern. Vielmehr geht es darum, in ganzem Europa am \Vettbe­
werbsprinzip orientierten Dienstleistungssektor in sensiblen Re­
gionen \vie insbesondere Alpenraum durch verkehrslenkende 
?vIaßnahmen zu ergänzen (Forcierung des kombinierten Verkehrs, 
Transitverkehrsver handl ungen) [8]. 
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9. Ökologische und ökonomische Aspekte 
im Kraftverkehr 

Ökologische Aspekte 
- Lärm- und Schadstoffemissionen durch den Betrieb von Verkehrsmit­

teln 
- Flächenbedarf des ruhenden Verkehrs 
- Flächenbedarf und TrenmYirkungen der Infrastruktur 

:'\ utzungausschließung oder Qualitätsminderungen im '\" ahbereich 'von 
Verkehrsinfrastrukturen 
keine nachträglichen technischen Detailänderungen. sondern 
Ausnutzen des sogenannten Standes der Technik 
nicht nachträgliche :vIinderung der Immissionen. sondern Vermeidung 
von Emissionen an der Quelle 

- anstelle restriktiwr :\Iaßnahmcn zur nachträglichen A bsch\yächung 
von Symptomen, apriori wrkehrslenkende Eingriffe zur Beseitigung 
der Ursachen 

:"Iaßnahmen im Bereich Verkehrsmittel 
- Lärmmindernde Kapselung des :,,'Iotors sowie konstruktive ?vIaßnah­

men an Fahrzeugen, Eisenbahnbetriebsmitteln und Antriebsaggre­
gaten, Konstruktion lärmarmer Antriebsaggregate im Luftverkehr: 
generelle Amvendung lärmdämmender Konstruktionsprinzipien und 
Materialen: Senkung des Rundumgeräusches 
Lärmmindernde Reifen (Senkung des Abrollger~,-usches) 

- Reduzierung der Schadstoffemissionen (mit dem Sch\',;erpunkt Re­
duzierung der Rußemissionen im Kraftfahrzeugverkehr aber auch'\" eu­
bewertung der Schadstoffemissionen im Luftverkehr) 

- Verbesserung der Iüaftstoffqualität (vor allem hoher Schwefelgehalt 
im Treibstoff von Oststaaten) und Absenkung des spezifischen En­
ergiever brauchs 

Maßnahmen im Bereich Fahnvege 
Lärmmindernde Fahrbahnbeläge ('\" euasphaltierungen in sensiblen 
Zonen nur mehr mit DrainasphalL Entv;icklung lärmmindernder 
Oberfiächenbehandlungen für Betonstraßen) 
Lärmschutzmaßnahmen im'\" ahbereich von Fahnvegen (\Vände, Däm­
me, Lärmschutzfenster aber auch Absiedelungen und 1.:mwidmungen 
der '\"utzung) [12] 
Anwendung geräuschdämmender Teclmologien im Fahrwegbau der Ei­
senbahnen (wie sie teilweise im innerstädtischen Bereich schon ange­
wendet werden) 

Maßnahmen im Bereich Infrastruktur 
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Festlegen verbindlicher Ausbaustandards in Abhängigkeit von '/er­
kehrsstärken, Lkw-Anteil am Gesamtverkehr, L~mwelbelastung und 
Raumverträglichkeit, um tberdimensionierungen zu vermeiden 

- Rückbau, Beschränkung und nachträgliche Begrünung nicht mehr be­
nötigter oder überdimensionierter Verkehrsinfrastrukturen 
Abgrenzung lärm- und schadstoffbelasteter Zonen. die nicht für \Vohn­
und Schlafz,vccke genutzt werden dürfen 

::vlaßnahmen im Bereich :'\eue Teclmologien 
verkehrsstärken- und belastungsabhängige Lenkung des \'erkehrsflus­
ses 
Information des Kraftfahrers zur Entlastung von verkehrsfremden 
Funktionen und l"nterstützung seiner Aufmerksamkeit (entsprechen­
de Projekte befinden sich schon im kleinriümligen Am,oendungssta­
dium, z.B. El"REKA. Prometheus und COST). 
Forcierung kombinierter Verkehrsformen so,vohl irn Personenverkehr 

(Park-and-Ride) als auch im Güterverkehr (Load-and-Ride bZ\'i'. Güter­
verteilzentren mit Gleisanschluß), um die Vorteile ... on öffentlicher und in­
di ... idueller Verkehrs bedienung verbinden zu können. 

Kontrolle der Einhaltung bestehender Vorschriften ist sehr "wichtig. [7] 

10. Neuigkeiten in den verschiedenen Verkehrsarten 

Güterverkehr 

- Deregulierung 
Im grenzüberschreitenden Straßengüteryerkehr gibt es seit dem 1 Jan­

uar 1993 keine quantitati"ven :\Iarktzugangsbeschränkungen mehr. Alle 
Kontingente wurden aufgehoben. \Vährend der tbergangszeit wurde das 
Gemeinschaftskontingent jährlich um 409( erhöht. 

- Harmonisierung 
Harmonisierungsbedarf wurde vor allem im Bereich der Steuern. 

Straßenbenu tzungsge bühren, Sozial vorschriften und ihrer Kontrolle sO\yie 
bei den technischen :\ormen angemeldet. 

Ab 1. Januar 1995 sind in allen :\Iitgliedstaaten Kfz-Steuermindest­
sätze eingeführt. 

Die :\Iitgliedstaaten können Straßenbenutzungsgebühren für Auto­
bahnen einführen, die nicht nach Staatsangehörigkeit des :'\utzers diskrimi­
meren. 

Es besteht das Ziel, ab 1998 die zeit bezogene Autobahngebühr durch 
ein Road-Pricing-System abzulösen. 
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Eisenbahnverkehr 

Der grenzüberschreitende Eisenbahnverkehr in der EU hat nur geringe 
Bedeutung. Eisenbahnverkehr findet vor allem innerhalb der ~'VIitglied­

staaten statt. Die Kommission strebt aber eine Harmonisierung der Be­
dingungen an. Sie versucht einerseits bei einem breiteren Zugang zum 
l\ etz der ~iIitgliedstaaten sicherzustellen, daß die Unternehmen sichere und 
effiziente Verkehrsdienste anbieten. anderseits aber auch den Marktzu­
gang offen zu halten, damit das Eisenbahnsystem effizienter genutzt wer­
den kann. Regelungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Zuteilung der 
Fahrwegstraßen auf potentielle l\utzer und die Bezahlung dieser l\utzung 
durch vVegeengelte. In einem Richtlinienvorschlag 'venveist die Kommis­
sion auf eine Zuweisungsbehörde, die die Fahnvegkapazität \virtschaftlich 
effizient zuweisen soll. 

Binnenschiffsverkehr 

Durch den Rhein-Main-Donau-Kanal wurde den osteuropäischen Staaten 
der Zugang zum westeuropäischen Binnenschiffahrtsnetz physisch er­
leichtert. 

Luftverkehr 

Die EU hat in drei Liberalisierungsschritten den Marktzugang und die 
Preisbildung im Luftverkehr weitgehend dereguliert. Ab 1. Januar 1993 ist 
das 3. Liberalisierungspaket in Kraft. Im Grundsatz gilt im Luftverkehr 
jetzt die Dienstleistungsfreiheit. Ausnahme: die Kabotage (8. Freiheit) 
soll erst nach April 1997 unbeschränkt möglich werden. 

11. Schlusswort 

Die positive Einschätzung, die sich in erster ökonomischen Sicht ergibt, 
ist aber dann gültig, wenn sich die Integrationspolitik nicht nur auf die 
Beseitigung noch bestehender Hindernisse des grenzüberschreitenden \Virt­
schaftsverkehrs beschränkt, sondern auch der l\otwendigkeit einer aktiven 
vVachstums- und Vollbeschäftigungspolitik Rechnung getragen wird. 
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